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Umzu versuchen, ein Mandat zu erhal- 
ten, diesen Antrag mit anderen Kana- 
diem zu erôrtem, schlàgt die Regie- 
rung von Québec die Durchfuhrung 
eines Referendums in der Provinz in 
wenigen Monaten vor. Der Entwurf 
einer Frage fur dieses Referendum 
wurde mit dem folgenden Wortlaut 
dem Provinzparlament vorgeschlagen: 
„Die Regierung von Québec hat ihren 
Vorschlag, beziiglich einer neuen 
Übereinkunfi mit dem restlichen Ka- 
nada auf der Grundlage der Gleichheit 
von Nationen zu verhandeln, vorge- 
legt. Diese Übereinkunfi würde Qué­
bec in die Lage versetzen, die alleinige 
Hoheit zu erlangen, Gesetze zu erlas- 
sen, Steueraufkommen zu verwalten 
und Beziehungen aufierhalb einzuge- 
hen - mit anderen Worten, die Souve- 
ranitat, mit Kanada jedoch gleichzeitig 
eine wirtschaftliche Verbindung ein- 
schliefilich einergemeinsamen Wahrung 
aufrechtzuerhalten.
Jedwede Ànderung des politischen Sta­
tus, die sich aus diesen Verhandlungen 
ergibt, wird der Bevolkerung durch 
ein Referendum vorgelegt. Geben Sie, auf 
der Grundlage dieser Voraussetzungen, 
der Regierung von Québec das Mandat, 
iiberdas vorgeschlagene Abkommen zwi- 
schen Québec und Kanada zu verhan­
deln ?"
Der endgiiltige Text wird Gegenstand 
einer Kampagne zwischen Gruppie- 
rungen, die das Regierungskonzept 
von assoziierter Souverànitat befur- 
worten und solchen, die ihn ablehnen, 
sein.
Obwohl die Parti Québécois derzeit in 
Québec Regierungspartei ist und im 
Provinzparlament die Mehrheit hat, ist 
sie nicht die einzige Stimme in der Pro­
vinz. Die Liberale Partei unter ihrem

Vorsitzenden Claude Ryan sieht die 
Zukunft Québecs im Rahmen eines 
emeuerten foderalen Systems, in dem 
Québec mit seiner überwiegend fran- 
zosisch sprechenden Bevolkerung be- 
sonders Rechnung getragen wird.
Die Opposition der Liberalen Partei 
der Provinz gegeniiber den Vorschlà- 
gen der Parti Québécois widerspiegelt 
sich in der Opposition der Parteien auf 
Bundesebene und aller Provinz-Mini- 
sterprâsidenten gegen dieses Konzept. 
Obgleich die Bundesregierung unter 
Premierminister Clark angekiindigt 
hat, sie werde sich nicht an der Referen- 
dums-Kampagne beteiligen, hat der 
Premierminister deutlich gemacht, da(3 
seine Regierung die Vorschlàge der 
Parti Québécois ablehnt.
Gleichzeitig stimmen Bundesregie­
rung und die Regierungen aller Provin- 
zen darin überein, daB die foderale 
Struktur Kanadas den Erfordemissen 
der heutigen Gesellschaft Rechnung 
tragen muB; dazu gehort die Notwen- 
digkeit, Wandel dergestalt zu akzeptie- 
ren, daB das kanadische Wirtschafts- 
wachstum sich gesund entwickelt und 
daB Kandier die Verschiedenheit ihrer 
Abstammung angemessen àuBem 
konnen.
In der Tat ist die Bundesregierung - im 
Gegensatz zu Forderungen der gegen- 
wàrtigen Provinzregierung von Québec 
-darauf vorbereitet, in einer Reihe von 
Bereichen den Anspruch der Provinz- 
autoritàten auf grôBere Verantwort- 
lichkeit wohlwollend zu betrachten. 
Die Bundesregierung unter Premier- 
minister Clark hat eine Politik pragma- 
tischer Losungen von Problemen im 
Bereich der Beziehungen zwischen 
Bund und Provinzen eingeleitet; zum 
Beispiel hat die Bundesregierung den 
Provinzen eine grôBere Verantwort- 
lichkeit im Rohstoff-Bereich, beson-

ders in bezug auf den Festlandsockel, 
eingeraumt.
In der Thronrede anlaBlich der Eroff- 
nung des Parlaments im Oktober besta- 
tigte die Bundesregierung, daB sie „die 
Vielfalt Kanadas als einen groBen na- 
tionalen Besitz sieht und entschlossen 
ist, die Entwicklung und Artikulierung 
dieser Vielfalt zu fordern und nicht zu 
behindern". Diese Position seitens der 
Regierung begriindet in verfassungs- 
mâBiger Form die Bejahung der 
erstaunlichen demographischen und 
ôkonomischen Entwicklung der letz- 
ten Jahrzehnte. Zwischen 1871 und 
1911 verdoppelte sich die Bevolkerung 
von 3.7 auf 7.2 Millionen. Seither hat 
sie sich auf fast 24 Millionen verdrei- 
facht. Die wirtschaftliche Entwicklung 
der letzten 30 Jahre war noch erstaun- 
licher. Seit 1949 hat sich das Bruttoso- 
zialprodukt verzwolffacht, und die Pla- 
nung fur die 80er Jahre sieht ein In- 
vestitionsvolumen von fiber 300 Mrd. 
Dollar vor, von denen 37 Prozent fur 
den Energiebereich vorgesehen sind. 
Aufgrund dieser Entwicklung ist nicht 
nur die Zusammensetzung der Bevol­
kerung - durch Einwanderung aus 
alien Teilen der Welt - viel heteroge- 
ner geworden, ein Trend, der sich in 
dem wachsenden Engagement der 
Bundesregierung wie auch der Provinz- 
regierungen in der Fôrderung der kul- 
turellen Entfaltung aller Volksgruppen 
im Rahmen der Multikulturalismuspo- 
litik widerspiegelt. Von noch weiterrei- 
chender Bedeutung ist die Tatsache, 
daB verschiedene Regionen sich wirt- 
schaftlich sehr unterschiedlich entwik- 
kelt haben. Die Prârieprovinzen, die in 
den 30er Jahren bittere Jahre der Diirre 
und Armut erlebten, sind die Roh- 
stoffriesen von heute. Gleichzeitig hat 
sich die industrielle Entwicklung we it 
starker auf Mittelkanada als auf sonst 
irgendwo konzentriert, wàhrend Ostka- 
nada dazu tendierte, zuriickzubleiben. 
Die wachsende wirtschaftliche Potenz 
des Westens und besonders die von 
alien Provinzen gewonnene Erkennt- 
nis der Bedeutung jeglicher Rohstoffe 
hat ihren Ausdruck in dem Wunsch der 
Provinzautoritaten nach erweiterter 
Kontrolle der Hebei ihres Wirtschafts- 
wachstums gefunden. Zugleich muB 
die Regierung sicherstellen, daB Kana­
das Wachstum als Ganzes durch ihr 
Handeln ausgewogen und gerecht ist, 
und zwar in einer intemationalen 
Umgebung, die immer empfmdlicher 
und komplexer wird. Diese Aufgabe 
erfordert - und daraufhat der Premier- 
minister bei zahlreichen Anlassen ver- 
wiesen - auf alien Regierungsebenen 
in Kanada die dringende Notwendig- 
keit von Einvemehmen und Zusam- 
menarbeit.
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